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D ie erste Veranstaltung des Gesundheitspolitischen Forums 
(GPF) im Jahre 2024 führte nach Niederösterreich in die 

Landeshauptstadt, genau genommen in den Festsaal der FH  
St. Pölten. Wesentlichen Schritte und Anstrengungen zur Ver-
besserung der Primärversorgung in St. Pölten wurden gesetzt. 
Vor allem durch den Ausbau von Primärversorgungszentren, 
den sogenannten PVZs. Integriert im Masterplan von St. Pölten 
sind eben zwei Primärversorgungszentren vorgesehen, von de-
nen eine Primärversorgungseinheit bereits versorgungswirksam 
ist. 

Das Gesundheitspolitische Forum ist als eine etablierte, regel-
mäßig stattfindende Informations-, Diskussions- und Netzwerk-
plattform für das österreichische Gesundheits- und Sozialwesen 
bekannt. Als eines von ungefähr 70 Instituten unter dem Man-
tel der Karl Landsteiner Gesellschaft hat das GPF auch seinen 
Sitz in St. Pölten. Die Karl Landsteiner Gesellschaft ist eine 
gemeinnützige wissenschaftliche Organisation und unterstützt 
praxisnahe Forschung in den unterschiedlichen medizinischen 
Fächern. 
Einleitend darf festgehalten werden, dass die Primärversorgung 
schon jahrelang ein Thema der politisch Verantwortlichen mit 
den Krankenkassen und den Vertretern der Gesundheits- und 
Sozialberufe ist. In den letzten Jahren sind die langen Wartezei-
ten im niedergelassenen Bereich sowie den überfüllten Ambu-
lanzen in den Krankenhäusern immer mehr zum Thema gewor-
den. Die betroffene Bevölkerung bringt ihren Unmut darüber 
oft über die Medien in die Öffentlichkeit und befeuert somit 
die politische Agenda im Land. Die Politik hat reagiert und die 
gesetzlichen Rahmenbedingungen neu aufgesetzt. Das Bundes-
ministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz (BMSGPK) sowie die Gesundheit Österreich GmbH 
haben Primärversorgung neu formuliert: 
Primärversorgung ist die erste Anlaufstelle für alle Menschen 
mit gesundheitsbezogenen Anliegen und damit der Schlüssel 
zu einer umfassenden Gesundheitsversorgung. Ziel ist es, die 
Gesundheit zu fördern und die Prävention zu stärken sowie 
eine qualitativ hochwertige und effiziente Krankenbehandlung 
sicherzustellen.
In Österreich – wie auch in vielen anderen europäischen Län-
dern – stellt die Stärkung der Primärversorgung eines der wesent-
lichen gesundheitspolitischen Vorhaben für die nachhaltige Aus-
richtung von Gesundheitssystemen dar. Mit Beschlussfassung 
des Primärversorgungsgesetzes im Jahr 2017 wurde die gesetzli-
che Grundlage zur Stärkung der Primärversorgung in Österreich 
geschaffen. Im Fokus steht dabei das Prinzip der strukturierten 

Zusammenarbeit von Gesundheits- und Sozialberufen im Rah-
men der Primärversorgungseinheiten (PVE). Damit soll eine 
optimale medizinische, therapeutische und pflegerische Versor-
gung insbesondere von Kindern und Jugendlichen, chronisch 
Kranken und der älteren Bevölkerung erreicht werden. Den Pati-
entinnen und Patienten wird eine vertraglich abgesicherte und 
somit verbesserte Koordination und Kooperation zwischen den 
Gesundheitsberufen geboten. 
Im Juli vergangenen Jahres hat der österreichische Nationalrat 
die Novellierung des Primärversorgungsgesetzes beschlossen. Ziel 
ist es, den niedergelassenen Bereich deutlich auszubauen und 
eine umfassende, wohnortnahe Gesundheitsversorgung für alle 
zu ermöglichen. Die Zahl der bestehenden PVE soll sich verdrei-
fachen. Das erweiterte Versorgungsangebot schafft auch mehr 
Angebote im Bereich der Kinder- und Jugendheilkunde. Es gibt 
nunmehr KVE. Die Zusammenarbeit mehrerer Gesundheitsbe-
rufe ist wesentliche Voraussetzung und Erfolgsfaktor, besonders 
um die steigende Zahl von chronisch kranken Patientinnen und 
Patienten zu versorgen. Damit die stark überfüllten Kranken-
hausambulanzen entlastet werden können, sollen die PVE eine 
zentrale Versorgungsrolle einnehmen. 
Um den Ausbau der Primärversorgung in Österreich weiter vor-
anzutreiben, hat das BMSGPK ein entsprechendes Projekt initi-
iert. „Attraktivierung und Förderung der Primärversorgung“ ist 
ein Projekt im Rahmen der EU-Aufbau- und Resilienzfazilität 
(Recovery and Resilience Facility, kurz „RRF“ genannt) und mit 
einem Budget von 100 Millionen Euro ausgestattet. 

In St. Pölten entstehen zwei neue Primärversorgungszentren, 
wobei eines wie bereits festgehalten seit längerem versorgungs-
wirksam tätig ist. Der Weg dahin und was es letztlich für die 
Versorgung der Bevölkerung in St. Pölten bedeutet, wurde im 
Rahmen dieser Veranstaltung mit namhaften Expertinnen und 
Experten aus dem niederösterreichischen Gesundheitsbereich 
beleuchtet: 
•	Dr. Gerald Bachinger, NÖ Patienten- und Pflegeanwalt, 

Jurist, war 23 Jahre Sprecher der ARGE der Patienten- und 
Pflegeanwaltschaft, die er auch selbst ins Leben gerufen 
hat.

•	Univ.-Prof. Mag. Dr. Manuela Brandstetter, Studienpro-
grammleiterin Soziale Arbeit an der Bertha von Suttner 
Privatuniversität St. Pölten.

•	Mag. (FH) Christina Engel-Unterberger, Lehrgangsleiterin 
Mental Health an der FH St. Pölten, Mitglied des Stadtse-
nats und des Gemeinderats St. Pölten.

•	Dr. Rafael Pichler, Leiter PVZ St. Pölten.

PVE

Primärversorgung in St. Pölten – 
was ist neu? 

Gastkommentar
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•	Dr. Harald Schlögel, Erster Vizepräsident der österreichi-
schen Ärztekammer, Präsident der Ärztekammer für Nie-
derösterreich und als Facharzt für HNO mit eigener Ordi-
nation in Mödling tätig 

•	Mag. Matthias Stadler, Bürgermeister der Landeshaupt-
stadt St. Pölten

Masterplan für St. Pölten

In seinen Ausführungen über das erklärte hehre Ziel, nämlich 
die Stadt St. Pölten zur „fittest city of Austria“ zu entwickeln, 
ging Bgm. Mag. Stadler auf den schon länger bestehenden Mas-
ter Plan bis 2050 ein, der viele Zielsetzungsversprechen bein-
haltet, vor allem den weiteren Ausbau der Primärversorgung. 
Gesundheit ist eine der wesentlichen vier Säulen für die Stadt 
St. Pölten und deren Weiterentwicklung. Die Zusammenarbeit 
mit dem Universitätsklinikum St. Pölten, die Initiative zur Aus-
bildung von Gesundheitsberufen an der FH St. Pölten sowie die 
Beteiligung an der Bertha von Suttner Privatuniversität mit u.a. 
einem Schwerpunkt für Psychotherapieausbildung. 
Das Gesundheitswesen ist auch ein wesentlicher Wirtschafts-
faktor. Von den 65.000 Arbeitsplätzen in St. Pölten sind 8.000 
dem Gesundheitswesen zuzuordnen. Diese Arbeitsplätze werden 
durch die Stärkung des Gesundheitswesens weiterhin ansteigen. 

Bgm. Mag. Stadler ist fest davon überzeugt, dass eben eine gute 
Gesundheitsversorgung die wesentliche Basis für eine blühende, 
prosperierende Stadt ist. Daher hat man in St. Pölten schon 
sehr früh die Entscheidung getroffen die Gesundheitsversorgung 
durch Primärversorgungszentren zu stärken. Außerdem waren 
Kinderärztinnen Mangelware, und die Etablierung des PVZ war 
und ist die richtige Antwort. Das PVZ Süd, begonnen als Con-
tainer City im Herbst 2021, ist seit Oktober 2023 operativ. Das 
PVZ Nord ist bereits mit der Baueinreichung im Laufen und 
wird in Bälde versorgungswirksam werden. 

Primärversorgungszentrum St. Pölten 

Der Arzt und Leiter des PVZ St. Pölten, Dr. Rafael Pichler, stellte 
die Entwicklung des PVZ-Pilotprojektes seit dem Beginn im 
Jahre 2017 vor. Es ist das erste PVZ in St. Pölten und das zweite 
in Niederösterreich und zeichnet sich vor allem durch die Zusam-
menarbeit von mehreren Gesundheitsberufen in Kombination 
mit erweiterten Öffnungszeiten aus. Durch die laufenden Pensi-
onsantritte der Hausärzte in St. Pölten kam es zu vielen Gesprä-
chen zwischen Ärztekammer und Sozialversicherung, mit dem 
Ergebnis, dass das Konzept für ein PVZ 2018 erstellt war. Der 
gute Wille aller Beteiligten samt schneller Umsetzung sicherte 
die Aufrechterhaltung der medizinischen Versorgung. Während 

PVE
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der Pandemie wurden 40 Container aufgestellt. Der Start mit 
Allgemeinmedizinern und vier Kinderärzten war geglückt, man 
befand sich in einer Gesellschaft und war quasi das erste Kinder-
PVZ. Der Fokus aller Gesundheitsberufe auf die Versorgung von 
Patientinnen stand für alle im Vordergrund. Die Delegation von 
Bürokratie und Verhandlungen mit der Krankenkasse war und 
ist ein Argument für ein PVZ und erlaubt Ärztinnen die Kon-
zentration auf die medizinische Behandlung von Patientinnen. 
Die Digitalisierung unterstützt die Behandlung von Patientin-
nen und ist in den PVZ state of the art. Während der Pandemie 
kamen neue Anwendungen wie e-Rezept, Telemedizin u.a. zum 
Einsatz, und weitere digitale Gesundheitsanwendungen, soge-
nannte DIGAS, werden den Alltag prägen. Dr. Pichler setzt vor-
aus, dass Patientinnen die Primärversorgung erreichen können, 
samt einer Vielfalt in der Versorgung auf Kassenkosten.

Psychosoziale Dimension und Kompetenz

Die Frage des Vertrauens in die Demokratie in Krisenzeiten ist 
derzeit sehr aktuell und wurde von Prof. Dr. Manuela Brand- 
stetter von der Bertha von Suttner Privatuniversität St. Pölten 
gestellt. Zur Verschränkung von Demokratie und gesundheits-
politischen Diskursen stellte sie drei Thesen auf. 
1) Aktuelle Gesellschaftsdiagnosen geprägt durch 
 a) Gestaltwandel der sozialen Fragen, 
 b) Wiederkehr der Sozialen Unsicherheit und 
 c) „Exklusion“ als Bewegung der Mitte. 
2) Krise der Demokratie durch 
 a) Skepsis, Groll, Ärger, Hass auf Eliten,
 b) andauernde Info über globale Krisen und 
 c) Verbitterungsreaktion nach ICD-10 mit F43.8. 
3) Soziale Arbeit als Gesundheitsberuf durch 
 a) social prescribing,
 b) Universitätsambulanz und 
 c) Digitalisierungsprojekte. 

Die Wiederkehr der Verunsicherung gepaart mit zunehmendem 
Wettbewerbsdruck führt bei vielen Menschen zu Ängsten, Ver-
unsicherungen und Depressionen. Fehlende Anerkennung ist 
ein Grund und führt zu wachsendem Groll mit dem System, mit 
der Demokratie. Diese zunehmende Demokratieskepsis kann 
politisch gut instrumentalisiert werden. In Deutschland finden 
nach einer kürzlichen Umfrage 30 Prozent der Bevölkerung, dass 
die Demokratie nicht die optimale Staatsform ist. Hilfe dage-
gen wären social prescribing, um Isolation zu überwinden, oder 
die Initiative der Universitätsambulanz der Stadt St. Pölten, wie 

auch autonomiefördernde Digitalisierungsprojekte. Die globa-
len Probleme verlangen nach mehr psychiatrischer Begleitung. 
Durch Zusammenarbeit können mehr Therapieplätze geschaffen 
werden. Die FH St. Pölten bildet aus und kann den PVZs hier 
helfen, da die Patientinnen mehr Therapiestunden benötigen 
und diese derzeit schnell ausgeschöpft sind. Die Krankenkasse 
ist gefordert mehr Stunden zu erstatten. 
Die enorme Wichtigkeit der Aus- und Weiterbildung zur sozi-
alen Arbeit unterstrich Mag. Christina Engel-Unterberger, die 
den Lehrgang Mental Health an der FH St. Pölten leitet. Bei der 
Entwicklung der Primärversorgungszentren ist es notwendig, die 
verschiedenen Gesundheitsberufe mitgestalten zu lassen, damit 
ein förderliches Umfeld geschaffen werden kann. Dadurch kann 
ein PVZ die patienten- und familienzentrierte Aufgabe besser 
erfüllen. Die psychosoziale Dimension bedeutet, die bestehen-
den Netzwerke und sozialen Räume zu begutachten und trans-
parent zu machen. Arbeitsumgebungen zu klären und zu inter-
venieren, wenn Ausgrenzungstendenzen beginnen. Durch social 
prescribing kann Abhilfe geschaffen werden. 
Im ländlichen Raum ist dies schwieriger, weil dort ein deutlich 
geringeres Angebot herrscht. Dabei ist die Niederschwelligkeit 
für soziale Arbeit notwendig, um mehrere Dimensionen (mate-
rielle, persönliche physische, psychische) und Problemzonen zu 
erreichen. Die PVZs können als lernende Organisationen die 
Rahmenbedingungen weiterentwickeln und unterschiedliche 
Formate der Kooperation kreieren, um mit den Patientinnen 
ins Gespräch zu kommen. Die psychosoziale Kompetenz solle in 
PVZs verstärkt vorhanden sein. 
Die Versicherten bezahlen das Gesundheitswesen, und daher 
muss die Patientin im Mittelpunkt stehen. PVZs helfen, die insti-
tutionellen Silos zu durchbrechen. Das Gesundheitswesen sollte 
sich an den Menschen orientieren und nicht von den Institutio-
nen her denken. 

Primärversorgung ist die Basis des Gesundheitswesens

Die Primärversorgung war immer schon durch die Hausärzte 
abgesichert, erläuterte Dr. Harald Schlögel, Erster Vizepräsident 
der österreichischen Ärztekammer und Präsident der Ärztekam-
mer für Niederösterreich. Der Trend zum Teamwork und somit 
zu Gruppenpraxen und PVZs ist ein Faktum. Die Anzahl der 
Einzelordinationen hat sich seit 1994 deutlich verringert bei 
gleichzeitiger Erhöhung der Ärzteanzahl in den Gruppenpraxen. 
Ebenfalls angestiegen ist die Anzahl der angestellten Ärztinnen 
in den Krankenhäusern (1994: 256 Ärztinnen, 2024: 752 Ärz-
tinnen). Gleichzeitig gibt es eine steigende Bevölkerungsentwick-
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lung in NÖ und ganz besonders in St. Pölten. Die Menschen 
werden älter und die chronischen Krankheiten nehmen rasant 
zu. Der Wunsch zur Zusammenarbeit unter den Ärztinnen steigt 
ständig, die Entwicklung schreitet voran, und es gibt mittlerweile 
gut 200 Gruppenpraxen in Niederösterreich. 
Der Politik scheint die Ärztekammer zu mächtig geworden zu 
sein, und somit hat sie die Rahmenbedingungen geändert. Ab 
jetzt entscheiden in den Regionalen Strukturplänen Gesundheit 
(RSG) die Länder und die Sozialversicherung über die Weiter-
entwicklung im niedergelassenen Bereich und auch darüber, wo 
Ärztinnen arbeiten sollen. Derzeit werden in Österreich 500.000 
Patientinnen pro Tag in den Arztpraxen versorgt. Daher setzt 
sich die niederösterreichische Ärztekammer für 
a) Maßnahmen zur Patientenlenkung 
b) zum Grundsatz ambulant vor stationär und 
c) zur Zusammenarbeit mit anderen Berufsgruppen ein. 

Die Zusammenarbeit zwischen Ärztinnen und anderen Gesund-
heitsberufen war schon vorher gut, PVZs sind eine Form der Ver-
sorgung und werden vor allem in den Städten ihren Platz finden. 
Neben den PVZs für Allgemeinmedizin und Kinder sollten auch 
andere Fächer PVZs gründen können. Der Grundsatz seitens 
der Politik „digital vor ambulant und stationär“ sollte konkreter 
erklärt werden, damit alle wissen, was damit gemeint ist. Dazu ist 
auch ein gewisses Maß an Gesundheitskompetenz notwendig, an 
der in Österreich Nachholbedarf besteht. 
Beim Thema Primärversorgung fand Dr. Gerald Bachinger, nie-
derösterreichischer Patienten- und Pflegeanwalt, klare Worte 
und unterstrich, dass ohne diese Basis das Gesundheitswesen 
in Österreich nicht funktionieren würde. Trotz unterschiedli-
cher Meinungen im Sozial- und Gesundheitswesen ist es für 
ihn sehr wichtig, dass miteinander gesprochen und diskutiert 
wird. Aus seiner Erfahrung heraus ist die bestehende Versor-
gungsstruktur schon lange in der Krise und die Patientenströme 
sind ungeregelt. Für Dr. Bachinger sind die Primärversorgungs-

zentren eine Ergänzung und kein Ersatz für 
den Hausarzt. Die Patientinnen wollen keine 
Fließbandmedizin, sondern haben Vertrauen 
in die Versorgung. Dies war ein klares Ergebnis 
einer Evaluierung, die vom Land Niederöster-
reich gemeinsam mit der ÖGK vorgenommen 
wurde. Die PVZs sind lernende Organisatio-
nen, und haben sich bereits weiterentwickelt 
und gehen in die richtige Richtung. PVZs sind 
nicht die eierlegende Wollmilchsau und kön-
nen nicht alle Versorgungsprobleme lösen, 

aber sie werden eine wesentliche Unterstützung sein. Der Patient 
gehört in den Mittelpunkt aller Tätigkeiten in der Versorgung. 
Sehr positiv sieht Dr. Bachinger die Diagnose-Codierung, die 
letztlich der Politik evidenzbasierte Entscheidungsgrundlagen 
liefern wird. Pauschalhonorierungen mit qualitätsorientierten 
Faktoren sollten das Ziel sein. Die Richtung stimmt, es bleibt 
noch viel zu tun. 

In der Podiumsdiskussion unter Einbindung des Publikums 
durch Fragen kam es zu sehr konstruktiven und klaren Aussa-
gen, die zeigten, dass die Primärversorgungszentren sehr positiv 
aufgenommen werden. Andere medizinische Fächer äußerten 
den Wunsch, ebenfalls andere Gesundheitsberufe anstellen zu 
können. Die Vielfalt in der Versorgung ist ein sehr richtiger 
und notwendiger Schritt und wurde von allen Teilnehmern sehr 
positiv beurteilt. Unisono war man der Meinung, dass wir das 
Undenkbare denkbar machen müssen und dabei die Strukturen 
aufweichen können, um letztlich eine noch bessere Versorgung 
sicherzustellen. 
In die Kerbe der Interdisziplinarität schlug in seinem Abschluss-
statement Bgm. Mag. Stadler: Primärversorgungszentren wer-
den nicht alle versorgen, aber sie decken andere Bedürfnisse 
besser ab als der Hausarzt, z.B. Zeit. Der akute Personalmangel 
im Gesundheitswesen führt zu der Frage, welche Strukturen wir 
in der Gesundheitsversorgung aufrecht halten werden können. 
Patientinnen erwarten neue Modelle der Versorgung und setzen 
auf vielfältige Behandlungen in einem professionell gemanagten 
Umfeld. Ärztinnen und Ärzte wollen Patientinnen behandeln, 
dafür wurden sie ausgebildet. 

DR. JAN OLIVER HUBER
Leiter des Gesundheitspolitischen Forums

j.huber@karl-landsteiner.at
www.gesundheitspolitischesforum.at 

Präsident Dr. Harald Schlögel und 
Kurienobmann Dr. Max Wudy 


